
RiStBV: 44 Ladung und Aussagegenehmigung

44  Ladung und Aussagegenehmigung 
 
(1) 1Die Ladung eines Beschuldigten soll erkennen lassen, dass er als Beschuldigter vernommen werden 
soll. 2Der Gegenstand der Beschuldigung wird dabei kurz anzugeben sein, wenn und soweit es mit dem 
Zweck der Untersuchung vereinbar ist. 3Der Beschuldigte ist durch Brief zu laden. 4Der Verteidiger ist von 
dem Termin vorher zu benachrichtigen (§ 163a Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 3 StPO, § 168c Absatz 5 
StPO).

(2) In der Ladung zu einer richterlichen oder staatsanwaltschaftlichen Vernehmung sollen 
Zwangsmaßnahmen für den Fall des Ausbleibens nur angedroht werden, wenn sie gegen den 
unentschuldigt ausgebliebenen Beschuldigten voraussichtlich auch durchgeführt werden.

(3) 1Soll ein Richter, Beamter oder eine andere Person des öffentlichen Dienstes als Beschuldigter 
vernommen werden und erstreckt sich die Vernehmung auf Umstände, die der Amtsverschwiegenheit 
unterliegen können, ist der Beschuldigte in der Ladung darauf hinzuweisen, dass er, sofern er sich zu der 
Beschuldigung äußern will, einer Aussagegenehmigung des Dienstherrn bedarf. 2Erklärt der Beschuldigte 
seine Aussagebereitschaft, soll ihm Gelegenheit gegeben werden, diese Aussagegenehmigung einzuholen. 
3Im Übrigen gilt Nummer 66 Absatz 2 und 3 entsprechend.


